
 

Gesetz- und Verordnungsblatt 
für das Land Brandenburg  

Teil I – Gesetze 

22. Jahrgang Potsdam, den 13. Juli 2011 Nummer 15 

Erstes Gesetz zur Änderung des Landespflegegesetzes 

Vom 12. Juli 2011 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Landespflegegesetzes 

Das Landespflegegesetz vom 29. Juni 2004 (GVBl. I S. 339), das durch Artikel 24 des Gesetzes vom 23. Septem-
ber 2008 (GVBl. I S. 202, 209) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:  

1. Die Bezeichnung des Gesetzes wird wie folgt gefasst: 

„Gesetz über die pflegerische Versorgung im Land Brandenburg (Landespflegegesetz – LPflegeG)“ 

2. § 1 wird wie folgt gefasst: 

„§ 1 

Geltungsbereich 

Dieses Gesetz gilt für die pflegerische Versorgungsstruktur im Land Brandenburg.“ 

3. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Ziel dieses Gesetzes ist es, eine leistungsfähige, wirtschaftliche und zahlenmäßig ausreichende pfle-
gerische Versorgungsstruktur sicherzustellen. Die Versorgungsstruktur soll sich an den Bedürfnissen der 
Pflegebedürftigen und der sie Pflegenden orientieren. Die Bedarfe von Menschen mit erheblich einge-
schränkter Alltagskompetenz sollen dabei besonders berücksichtigt werden. Zugleich soll eine regional 
gegliederte, ortsnahe und aufeinander abgestimmte Versorgung für alle Pflegebedürftigen gewährleistet 
werden. Das Versorgungssystem ist unter Beachtung der Grundsätze der Qualitätssicherung, des Verbrau-
cherschutzes, des Vorrangs von Prävention und Rehabilitation, des Vorrangs der ambulanten vor der sta-
tionären Versorgung, der Berücksichtigung individueller Bedarfe und angemessener Wünsche der Betrof-
fenen und der Gewährung der Selbstbestimmung weiter zu entwickeln. Hilfen im Vor- und Umfeld der 
Pflege sind in die Weiterentwicklung der pflegerischen Versorgung einzubeziehen, um die Rahmenbe-
dingungen für eine bedarfsgerechte Leistungserbringung sowie eine pflegevermeidende Angebotsstruktur 
zu fördern. Das bürgerschaftliche Engagement, das Ehrenamt, familiäre, soziale und regionale Netzwerke 
sowie nachbarschaftliche Hilfestrukturen sind in der häuslichen und in der stationären Pflege zu stärken. 
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Bei Maßnahmen nach diesem Gesetz sind zudem die unterschiedlichen Auswirkungen auf Frauen und 
Männer zu beachten. Dabei ist die Gleichstellung von Frauen und Männern als durchgängiges Prinzip zu 
befolgen. Die besonderen Belange pflegebedürftiger Migrantinnen und Migranten sowie pflegebedürfti-
ger Menschen mit gleichgeschlechtlichem Lebensentwurf sind zu berücksichtigen.“ 

b) In Absatz 2 wird das Wort „Pflegeheimplätze“ durch das Wort „Pflegeplätze“ ersetzt. 

4. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Gemeinsame Verantwortung, Sicherstellung der Versorgungsstruktur und Zusammenarbeit“ 

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Das Land, die Kommunen, die Pflegeeinrichtungen, die Träger der Sozialhilfe im Land Brandenburg 
und die Träger der Pflegeversicherung wirken unter Beteiligung des Medizinischen Dienstes der Kran-
kenversicherung und entsprechender Prüfdienste der privaten Pflegeversicherung eng zusammen, um die 
in § 2 genannten Ziele zu verwirklichen. Die Zusammenarbeit beinhaltet insbesondere eine Abstimmung 
und Koordinierung der jeweils in eigener Zuständigkeit wahrzunehmenden Aufgaben.“ 

c) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Die Verantwortlichen wirken im Rahmen ihrer Aufgabenwahrnehmung auf eine sozialräumliche 
Entwicklung hin. Dies geschieht 

1. unter Berücksichtigung der Stärkung des Ehrenamtes, der sozialen Aufmerksamkeit und der Trans-
parenz der vorhandenen Hilfeangebote sowie durch die Einbindung von Einrichtungen in die Ge-
meinde und 

2. durch ein abgestimmtes und vernetztes Versorgungssystem einschließlich einer unabhängigen 
wohnortnahen Beratung und Betreuung, insbesondere zu Maßnahmen und Hilfen, die einen 
Verbleib in der eigenen Häuslichkeit sichern, sowie der Förderung individueller Wohn- und Betreu-
ungsformen. 

Dabei haben sie eng und vertrauensvoll mit den Vertretungen der Seniorinnen und Senioren und den Ver-
tretungen der Pflegebedürftigen, der Menschen mit Behinderungen und der chronisch Kranken zusam-
menzuarbeiten. Die Zuständigkeiten der Ämter und amtsfreien Gemeinden bleiben hiervon unberührt.“ 

d) Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 3 bis 5 angefügt: 

„(3) In Umsetzung des § 9 des Elften Buches Sozialgesetzbuch hat das für Soziales zuständige Ministeri-
um insbesondere die Beobachtung, Auswertung und Analyse des Pflegemarktes sowie der vorhandenen 
pflegerischen Versorgungsstruktur zu gewährleisten. Sofern Defizite in der Versorgungsstruktur zu be-
sorgen sind oder festgestellt werden, hat das Land geeignete Maßnahmen, insbesondere zur überregiona-
len Steuerung zu treffen, um diese Defizite zu beseitigen oder ihre Entstehung zu verhindern. § 9 des Elf-
ten Buches Sozialgesetzbuch bleibt unberührt. 

(4) Die Träger der Sozialhilfe im Land Brandenburg bilden mit den Verbänden der Pflegekassen im Land 
Brandenburg und den kommunalen Spitzenverbänden den Brandenburger Steuerungskreis Pflege. In die-
sem sind Fragen zur Wahrnehmung gemeinsamer Aufgaben in der Schnittstelle von Pflegeversicherung 
und Sozialhilfe abzustimmen. Hierzu gehören 

1. Fragen der Steuerung, Koordinierung und Vernetzung der pflegerischen Angebote und der angren-
zenden Hilfen, 

2. Fragen zur Arbeit der Pflegestützpunkte, 

3. Maßnahmen zur bedarfsgerechten Weiterentwicklung der pflegerischen Versorgungsstruktur und 
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4. Grundsätze zu Kalkulationsgrundlagen und Fortschreibungen der Personal- und Sachkosten für ein-
zelne Vergütungsbestandteile stationärer Pflegeleistungen. 

Der Brandenburger Steuerungskreis Pflege gibt sich eine Geschäftsordnung. 

(5) Die Verbände der Pflegekassen im Land Brandenburg, der Verband der privaten Krankenversiche-
rung e. V., der zuständige Träger der Sozialhilfe und die Vereinigungen der Träger im Land bilden nach 
§ 86 des Elften Buches Sozialgesetzbuch regional oder landesweit tätige Pflegesatzkommissionen.“ 

5. Nach § 3 werden folgende §§ 4 und 5 eingefügt: 

„§ 4 

Lokale Pflegestrukturen 

(1) Um die in § 2 genannten Ziele zu erreichen und ihre jeweilige Aufgabenwahrnehmung zu koordinieren, ar-
beiten die für die wohnortnahe Betreuung im Rahmen der örtlichen Altenhilfe zuständigen Stellen, die Ämter, 
die amtsfreien Gemeinden und der für die Gewährung der Hilfe zur Pflege nach dem Zwölften Buch Sozialge-
setzbuch zuständige Träger unter Federführung des Landkreises oder der kreisfreien Stadt partnerschaftlich mit 
den Verbänden der Pflegekassen auf örtlicher Ebene in geeigneten Strukturen zusammen. Dabei sind 

1. die Kommunikation und Kooperation der in der Pflege tätigen Stellen, Organisationen und Personen auf 
örtlicher Ebene zu fördern, 

2. Maßnahmen für eine sozialräumliche Entwicklung abzustimmen und 

3. der regionale Pflegemarkt zu beobachten, auszuwerten sowie die vorhandene pflegerische Versorgungs-
struktur und deren Vernetzung mit dem Gesundheitssystem, den Strukturen des bürgerschaftlichen Enga-
gements und der Selbsthilfe zu analysieren und Vorschläge zu Maßnahmen zu unterbreiten, um eine wirt-
schaftliche und sachgerechte Leistungserbringung zu fördern. 

(2) Es ist darauf hinzuwirken, dass die in der Pflege und Altenhilfe beteiligten Stellen und Organisationen 
wie Pflegestützpunkte, regionale Trägerverbände, in der Gebietskörperschaft tätige Träger von Pflegeeinrich-
tungen und Betreuungsangeboten sowie Vertreterinnen und Vertreter von Selbsthilfeorganisationen und Betrof-
fenen in die Zusammenarbeit nach Absatz 1 einbezogen werden. 

§ 5 

Bestimmung von Pflegestützpunkten 

Die zuständige oberste Landesbehörde trifft die Bestimmung zur Errichtung eines Pflegestützpunktes nach 
§ 92c Absatz 1 Satz 1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch im Einzelfall. Es muss sichergestellt sein, dass die 
Pflegestützpunkte ihrer beratenden, koordinierenden und vernetzenden Funktion gerecht werden und eine 
wohnortnahe Beratung, Versorgung und Betreuung der Versicherten gewährleisten können.“ 

6. Der bisherige § 4 wird § 6 und wie folgt gefasst: 

„§ 6 

Landespflegeausschuss 

(1) Zur Beratung über Fragen der Pflegeversicherung wird ein Landespflegeausschuss gebildet. Die Beratung 
umfasst insbesondere 

1. überregionale Maßnahmen, die aus Feststellungen und Vorschlägen nach § 4 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 
resultieren, 

2. die Berücksichtigung pflegewissenschaftlicher Entwicklungen im Angebots- und Hilfesystem und 
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3. die Setzung von Impulsen für die Weiterentwicklung der pflegerischen und die Pflege ergänzenden Struk-
turen und Prozesse. 

(2) Der Landespflegeausschuss kann einvernehmlich Empfehlungen abgeben, die von den Verantwortlichen 
nach § 3 Absatz 1 Satz 1 angemessen zu berücksichtigen sind. Mehrheitlich gefasste Beschlüsse sollen ange-
messen berücksichtigt werden. 

(3) Das für Soziales zuständige Ministerium führt die Geschäfte des Landespflegeausschusses. Es kann die 
Geschäftsführung auf eine andere Landesbehörde seines Geschäftsbereiches übertragen.“ 

7. Der bisherige § 5 wird § 7 und wie folgt geändert:  

a) In Absatz 2 Satz 4 werden die Wörter „Mitglied der Landesregierung“ durch das Wort „Ministerium“ er-
setzt. 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Das für Soziales zuständige Ministerium kann die nach Absatz 1 oder Absatz 2 erlangten Informatio-
nen an die kreisfreien Städte und Landkreise für die Zwecke der Planung, Steuerung und Koordinierung 
der pflegerischen Angebote und der angrenzenden Hilfen weiterleiten.“ 

8. Der bisherige § 6 wird § 8 und wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „§ 76 Abs. 2 Satz 6, § 76 Abs. 4 sowie § 92 Abs. 2 Satz 1 und § 92 
Abs. 3“ durch die Wörter „§ 76 Absatz 2 Satz 6, § 76 Absatz 4 sowie § 109 Absatz 3 Satz 1“ er-
setzt.  

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Die Absätze 2 und 3 werden wie folgt gefasst: 

„(2) Zuständige Behörde für die Wahrnehmung der Aufgaben gemäß § 82 Absatz 3 Satz 3 und Absatz 4 
Satz 1 und 2 des Elften Buches Sozialgesetzbuch sind die Landkreise und kreisfreien Städte, soweit es 
sich um ambulante Pflegeeinrichtungen handelt. Im Übrigen nimmt das Landesamt für Soziales und Ver-
sorgung diese Aufgaben wahr. Es leitet die hierbei erlangten Informationen an die örtlichen Träger der 
Sozialhilfe weiter, soweit dies für die Wahrnehmung der Aufgabe nach § 75 Absatz 5 Satz 3 des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch erforderlich ist. Das für Soziales zuständige Mitglied der Landesregierung wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Wahrnehmung der Aufgaben nach Satz 2 ganz oder teilweise auf 
die Landkreise und kreisfreien Städte zu übertragen. Das Landesamt für Soziales und Versorgung ist zu-
ständige Landesbehörde gemäß § 9 Absatz 2 Satz 3 der Pflege-Buchführungsverordnung vom 22. No-
vember 1995 (BGBl. I S. 1528), die zuletzt durch Artikel 13 Absatz 17 des Gesetzes vom 25. Mai 2009 
(BGBl. I S. 1102, 1135) geändert worden ist. 

(3) Zuständiger Träger der Sozialhilfe nach § 72 Absatz 2 Satz 1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch für 
ambulante Pflegeeinrichtungen ist der örtliche Träger der Sozialhilfe, in dessen Gebiet sich die Pflegeein-
richtung befindet. Im Übrigen bestimmt sich die Zuständigkeit des Trägers der Sozialhilfe für die Wahr-
nehmung von Aufgaben nach dem Elften Buch Sozialgesetzbuch nach § 97 des Zwölften Buches Sozial-
gesetzbuch in Verbindung mit dem Gesetz zur Ausführung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch.“ 

9. Der bisherige § 7 wird § 9 und wie folgt gefasst: 

„§ 9 

Öffentlich geförderte Pflegeeinrichtungen 

(1) Entsprechend dem Ziel gemäß § 2 Absatz 2 sind die öffentlich geförderten teilstationären und vollstationä-
ren Pflegeplätze vorrangig mit Personen der Zielgruppe gemäß Absatz 2 zu belegen. 
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(2) Zielgruppe der öffentlich geförderten teilstationären und vollstationären Pflegeeinrichtungen sind Personen 
mit geringer finanzieller Leistungsfähigkeit, die ihren Wohnsitz vor der Aufnahme in die Einrichtung im Land 
Brandenburg haben. Eine geringe finanzielle Leistungsfähigkeit liegt grundsätzlich vor, wenn nach Aufnahme 
in eine stationäre Pflegeeinrichtung ein Anspruch auf Leistungen der Hilfe zur Pflege nach dem Zwölften Buch 
Sozialgesetzbuch besteht oder durch die Ausübung des Belegungsrechtes verhindert werden kann. In begründe-
ten Einzelfällen können auch Personen mit geringer finanzieller Leistungsfähigkeit aus anderen Ländern der 
Bundesrepublik Deutschland in öffentlich geförderte teilstationäre und vollstationäre Pflegeeinrichtungen auf-
genommen werden. 

(3) Soweit die Landkreise und kreisfreien Städte von ihrer Berechtigung nach § 10 Gebrauch machen, dürfen 
sie personenbezogene Daten der Bewerberinnen und Bewerber für einen öffentlich geförderten Platz, insbeson-
dere Angaben zum Wohnsitz und zu den Einkommensverhältnissen, verarbeiten, soweit dies für die Bescheini-
gung der vorrangigen Inanspruchnahme öffentlich geförderter Pflegeplätze erforderlich ist.“ 

10. Der bisherige § 8 wird aufgehoben. 

11. Der bisherige § 9 wird § 10 und wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Angabe „§ 10 Nr. 1“ durch die Angabe „§ 11 Nummer 1“ und das Wort „Pflege-
heimplätze“ durch das Wort „Pflegeplätze“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird das Wort „Pflegeheimplätzen“ durch das Wort „Pflegeplätzen“ ersetzt. 

12. Der bisherige § 10 wird § 11 und wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 werden das Wort „Pflegeheimplätze“ durch das Wort „Pflegeplätze“ und die Angabe „§ 8“ 
durch die Angabe „§ 9 Absatz 2“ ersetzt. 

b) In Nummer 3 wird die Angabe „§ 7“ durch die Angabe „§ 9 Absatz 1“ ersetzt. 

13. Nach dem neuen § 11 wird folgender § 12 eingefügt: 

„§ 12 

Gesondert berechenbare Aufwendungen öffentlich geförderter Einrichtungen 

Das für Soziales zuständige Mitglied der Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung im Ein-
vernehmen mit dem für Finanzen zuständigen Mitglied der Landesregierung das Nähere zu regeln über die Art, 
Höhe und Laufzeit der nach § 82 Absatz 3 des Elften Buches Sozialgesetzbuch gesondert berechenbaren Auf-
wendungen sowie deren Verteilung auf die Pflegebedürftigen.“ 

14. Der bisherige § 11 wird § 13 und in Absatz 1 wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird die Angabe „§ 10 Nr. 1“ durch die Angabe „§ 11 Nummer 1“ ersetzt. 

b) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

2. „ entgegen § 11 Nummer 2 trotz Vorliegen von Anträgen der Zielgruppe gemäß § 9 Absatz 2 die 
Pflegeplätze mit Personen belegt, die die gesetzlichen Voraussetzungen nicht erfüllen,“ 

c) In Nummer 3 wird die Angabe „§ 10 Nr. 3“ durch die Angabe „§ 11 Nummer 3“ ersetzt. 

15. Der bisherige § 12 wird § 14. 
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Artikel 2 

Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 

In § 5 Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 des Gesetzes zur Ausführung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch vom 3. No-
vember 2010 (GVBl. I Nr. 36) werden nach den Wörtern „§ 85 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2“ die Wörter „oder § 86 
Absatz 1 Satz 1“ eingefügt. 

Artikel 3 

Aufhebung der Verordnung über die Durchführung von Gesundheitsuntersuchungen von Asylbewerbern 

Die Verordnung über die Durchführung von Gesundheitsuntersuchungen von Asylbewerbern vom 10. Novem-
ber 2000 (GVBl. II S. 423) wird aufgehoben. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Potsdam, den 12. Juli 2011 

Der Präsident 
des Landtages Brandenburg 

Gunter Fritsch 

 

Herausgeber: Der Präsident des Landtages Brandenburg   


